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GESETZGEBUNG

Plane zur Reform der Unternehmensbesteuerung

Die Regierungskoalition plant, die Besteuerung der Unterneh-
men zu modernisieren. Ein Zwolf-Punkte-Plan enthalt unter
anderem folgende MalRnahmen:

Die korperschaftsteuerliche Organschaft soll durch eine
Gruppenbesteuerung ersetzt werden. Die Organschaft fihrt
dazu, dass die Gewinne und Verluste einer Organgesellschaft
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(Tochtergesellschaft) beim Mutterunternehmen (in der Praxis
meist eine GmbH oder AG) zu besteuern sind. Dies ermdglicht
die Verrechnung von Gewinnen und Verlusten innerhalb eines
Organkreises. Die Organschaft setzt bisher unter anderem ei-
nen Ergebnisabfiihrungsvertrag im Sinne des Gesellschafts-
rechts voraus. Diese Anknlipfung an das Gesellschaftsrecht
wird als zu férmlich und fehleranfallig kritisiert. Sie soll daher
aufgegeben werden. Wie die Gruppenbesteuerung im Ein-
zelnen ausgestaltet werden soll, ist noch offen. Man will sich
nach Modellen des Auslands richten. Das neue System soll
ab 2016 wirksam werden.


admin
Stempel


Die Hochstgrenze des Verlustriicktrags soll von 511.500 €
auf 1 Mio € erhoht werden. Das Wahlrecht zur Hohe des Ver-
lustriicktrags soll gestrichen werden.

Der Abzug sog. endgiiltiger Verluste aus Betriebsstatten
im Ausland soll auf das nach der Rechtsprechung des Eu-
ropaischen Gerichtshofs unbedingt Notwendige beschrankt
werden.

Verlustiibergang bei Verschmelzungen: Bei Verschmel-
zung einer Verlustgesellschaft auf eine andere Gesellschaft
geht der Verlustvortrag der Verlustgesellschaft nach dem
Gesetz verloren. Als Ausweg wird daher haufig eine Gewinn-
gesellschaft auf die Verlustgesellschaft verschmolzen. Durch
eine Gesetzesanderung sollen die Verlustvortrage auch bei
derartigen Gestaltungen verloren gehen.

Die Regelung uber die Einschrankung des Verlustabzugs bei
negativem Kapitalkonto beschrankt haftender Gesellschaf-
ter (z.B. Kommanditisten) soll vereinfacht werden.

Vermeidung unbesteuerter Einkiinfte: Es soll ausge-
schlossen werden, dass bei grenziberschreitenden Sach-
verhalten Vergiitungen fiir die Uberlassung von Kapital (Di-
videnden oder Zinsen) in dem Staat der Gesellschaft und in
dem des Gesellschafters unterschiedlich behandelt werden.
Hierdurch konnte sich bisher in bestimmten Fallen eine vollige
oder teilweise Befreiung von der Steuer ergeben.

Der fremdfinanzierte Beteiligungserwerb nach dem Le-
veraged buyout Modell (LBO) soll eingeschrankt werden. Bei
diesem Modell finanzieren Unternehmen, an denen sich In-
vestoren beteiligen, den Kaufpreis ihrer eigenen Ubernahme.

Sondervergitungen an auslandische Gesellschafter von
Personengesellschaften (z.B. Zinsen, Lizenzgebulhren) sollen
wie derartige Vergiitungen an Gesellschafter im Inland dem
Gewinn der Gesellschaft hinzugerechnet werden, entgegen
der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs.

Das steuerliche Reisekostenrecht soll vereinfacht werden.
Der Begriff der regelmaRigen Arbeitsstatte soll neu definiert
werden. Es soll nur noch eine erste Tatigkeitsstatte geben, wo-
bei die Kosten der Fahrten zu ihr nur mit der Entfernungspau-
schale zu berlicksichtigen sein sollen. Bei Fahrten zu weiteren
Tatigkeitsstatten sollen die vollen Kosten wie bei Dienstreisen
absetzbar sein. (Anm.: entspricht der neuen Rechtsprechung
des Bundesfinanzhofs). Die Hohe der Verpflegungspauscha-
le soll nicht mehr nach der Dauer der Abwesenheit gestaffelt
werden. Des Weiteren soll die Méglichkeit einer Pauschalbe-
steuerung von Kostenerstattungen durch den Arbeitgeber in
bestimmten Fallen eingeflihrt werden, z.B. bei Verpflegungs-
mehraufwand von Aufiendienstmitarbeitern. Die Priifung der
Dauer der Abwesenheit soll wegfallen.
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EU-Richtlinie: Erleichterungen
fir ,,Kleinstunternehmen*

Eine EU-Richtlinie, die noch in Deutschland umgesetzt wer-
den muss, sieht u.a. folgende Erleichterungen bei der Bilan-
zierung von Kleinstunternehmen vor:

Befreiung von bestimmten Bilanzierungspflichten: Kleinst-
unternehmen sollen z.B. auf den umfangreichen Anhang
zur Bilanz verzichten durfen.

Die Verdffentlichungspflicht soll eingeschrankt werden. Die
Offenlegung der Rechnungslegungsunterlagen soll nicht
mehr zwingend erforderlich sein. Es soll ausreichen, wenn
Kleinstunternehmen ihre Jahresabschliusse nur noch an ein
Register tGibersenden, wo sie nur bei Nachfrage an Dritte zur
Information herausgegeben werden.

Von den Befreiungen werden Unternehmen (GmbH und
GmbH & Co. KG) profitieren, die mindestens zwei der folgen-
den drei Schwellenwerte unterschreiten: 350.000 € Bilanz-
summe, 700.000 € Jahresumsatz und 10 Mitarbeiter.

Steuerfreie Uberlassung von Smartphones

Nach einem Gesetzentwurf soll die private Nutzung von Com-
puter-Software des Arbeitgebers durch Arbeitnehmer kinftig
steuerfrei sein. Dies soll auch fir Datenverarbeitungsgerate
wie Smartphones oder Tablets gelten. Die Steuerfreiheit wird
mit einer notwendigen Steuervereinfachung und der erleich-
terten Schaffung von Heimarbeitsplatzen begriindet. Bisher
ist bereits steuerbefreit die private Nutzung betrieblicher Per-
sonalcomputer und Telekommunikationsgerate.

UNTERNEHMER

Passivierung bei qualifiziertem Rangriicktritt

Die Gesellschafter einer GmbH geben ihrer GmbH haufig
grofRere Darlehen. Dabei will man vermeiden, dass die Dar-
lehen in eine Uberschuldungsbilanz aufgenommen werden
mussen, um keinen Insolvenzgrund zu schaffen. Andererseits
sollen die Darlehen in der Steuerbilanz weiterhin zu passivie-
ren sein, um eine gewinnerhéhende Aufldsung der Verbind-
lichkeiten zu vermeiden. Der Bundesfinanzhof hat nun Gber
folgenden Fall entschieden:

Die Gesellschafterin einer GmbH gewahrte dieser ein Darle-
hen, da die GmbH nur Uber unzureichendes Eigenkapital ver-
fugte. Es wurde vereinbart, dass die Darlehensgeberin im Fall
der Uberschuldung der GmbH mit ihrer Forderung hinter die
Forderungen aller Gbrigen Glaubiger zurlicktritt (Rangrick-
tritt). Zusatzlich wurde vereinbart:



,Die Glaubigerin kann die Befriedigung ihrer Gesamtforde-
rung nur aus kunftigen Jahreslberschiissen, soweit sie die
Verlustvortrage Ubersteigen, oder ggf. aus einem Liquidati-
onsliberschuss verlangen® (sog. qualifizierter Rangriicktritt).

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass bei dieser Klausel
die Darlehensverbindlichkeit in der Bilanz der GmbH gewinn-
erhéhend aufzulésen ist. Die Vereinbarung gleiche hinsicht-
lich der Jahrestberschiisse wirtschaftlich einem Schuldener-
lass unter Besserungsvorbehalt. Wie bei diesem konne die
Verbindlichkeit daher erst dann wieder gewinnmindernd ein-
gebucht werden, wenn der ,Besserungsfall“ eingetreten ist.
Die Klausel, wonach die Schulden auch aus einem Liquidati-
onslberschuss zu tilgen seien, begriinde keine gegenwartige
wirtschaftliche Belastung. Grundsatzlich sei von der Fortflih-
rung des Unternehmens auszugehen; eine Liquidation bleibe
daher unberticksichtigt, solange sie nicht geplant ist.

Nach einem Erlass der Finanzverwaltung ist bei einem Rang-
ricktritt unter dhnlichen Bedingungen wie im Urteilsfall die
Verbindlichkeit weiterhin zu passivieren, wenn zusatzlich eine
Klausel enthalten ist, wonach die Verbindlichkeit auch aus
,sonstigem freien Vermdgen* zu erfillen ist.

Unternehmen, die einen Rangriicktritt vereinbart haben (lib-
lich insbesondere zwischen GmbH und ihren Gesellschaf-
tern), sollten ggf. die Formulierung der Vereinbarung uberpri-
fen lassen.

Elektronische Rechnungen: Kontrollverfahren

-

B

Die umsatzsteuerlichen Anforderungen an die Ubermittlung

elektronischer Rechnungen wurden durch das Steuerverein-
fachungsgesetz 2011 reduziert. Anders als bisher muss keine
qualifizierte elektronische Signatur oder ein EDI-Verfahren
mehr verwendet werden. Es werden auch Rechnungen aner-
kannt, die auf andere Weise elektronisch tbermittelt oder be-
reitgestellt werden, z.B. per E-Mail (ggf. mit Bilddatei- oder
Textdokumentanhang).

Die Finanzverwaltung hat in dem Entwurf eines Schreibens

zur Vereinfachung der elektronischen Rechnungen u.a. Ein-
zelheiten zum innerbetrieblichen Kontrollverfahren erlautert.
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Daraus ergibt sich Folgendes:

Innerbetriebliche Kontrollverfahren sind Verfahren, die der
Unternehmer zum Abgleich der Rechnung mit seinen Zah-
lungsverpflichtungen einsetzt. Der Unternehmer ist in der
Wahl des Verfahrens frei. Um zu gewahrleisten, dass er tat-
sachlich nur die Rechnungen begleicht, zu deren Begleichung
er auch verpflichtet ist, wird er insbesondere Uberpriifen, ob

» die Rechnung in der Substanz korrekt ist, d.h. ob die in
Rechnung gestellte Leistung tatsachlich in dargestellter
Qualitat und Quantitat erbracht wurde,

» der Rechnungsaussteller also tatsachlich den behaupteten
Zahlungsanspruch hat,

» die vom Rechnungssteller angegebene Kontoverbindung
korrekt ist.

Dies kann im Rahmen eines entsprechend eingerichteten
Rechnungswesens erfolgen, aber z. B. auch durch einen ma-
nuellen Abgleich der Rechnung mit vorhandenen geschaftli-
chen Unterlagen (z.B. Kopie der Bestellung, Auftrag, Kaufver-
trag, Lieferschein, Uberweisungs- oder Zahlungsbeleg). Es
werden keine technischen Verfahren vorgegeben.

Kontierung elektronischer Eingangsrechnungen

Nach den Grundsatzen ordnungsmaRiger DV-gestitzter
Buchflihrungssysteme sind zur Erfullung der Belegfunktion
Angaben zur Kontierung, zum Ordnungskriterium fiir die Abla-
ge und zum Buchungsdatum auf dem Beleg erforderlich. Die
Reihenfolge der Buchungen ist zu dokumentieren.

Diese Anforderungen gelten auch fur elektronische Rech-
nungen. Bei diesen liegen Originalbelege in Papierform nicht
mehr vor. Elektronische Abrechnungen sind auf einem Daten-
trager zu speichern, der Anderungen nicht mehr zulésst. Eine
Kontierung auf der Rechnung ist nicht mdéglich, da der Origi-
nalzustand erhalten bleiben muss.

Nach Auffassung der Finanzverwaltung ist die Belegfunktion
erflllt, wenn an die Rechnung ein Datensatz angehangt wird,
der die fir die Buchung notwendigen Angaben enthalt. Er
muss mit der Rechnung untrennbar verbunden werden.

Nachweise fiir innergemeinschaftliche Lieferungen

Zum Nachweis der Steuerbefreiung bei Ausfuhr- und inner-
gemeinschaftlichen Lieferungen gelten ab dem 1.1.2012 neue
Regelungen. Die Finanzverwaltung wird zu Letzteren noch
ein besonderes Schreiben herausgeben. Fir derartige bis
31.3.2012 ausgefiihrte Lieferungen kdnnen die Nachweise
in der bisherigen Form erbracht werden. Die Finanzverwal-



tung hat diese Ubergangsregelung fiir innergemeinschaftliche
Lieferungen bis zum 30.6.2012 verlangert. Fur Ausfuhrliefe-
rungen gilt die Verlangerung nicht. Die Anforderungen an die
Nachweise bei Ausfuhrlieferungen wurden inzwischen in den
Anwendungserlass der Umsatzsteuer iGbernommen.

unerheblich, ob der Kunde zivilrechtlich das Eigentum erlangt,
z.B. aufgrund gutglaubigen Erwerbs. Dem Kunden steht da-
her auch in diesen Fallen unter den sonstigen Voraussetzun-
gen der Vorsteuerabzug zu. (Bundesfinanzhof)

ARBEITGEBER UND -NEHMER

Umsatzsteuer bei 6ffentlicher Hand

Pendlerpauschale: Verkehrsgiinstigere Strecke

In zwei Entscheidungen hat der Bundesfinanzhof dazu Stel-
lung genommen, wann Tatigkeiten der 6ffentlichen Hand, z.B.
einer Gemeinde, der Umsatzsteuer unterliegen. Teilweise in
Abkehr von der bisherigen Rechtsprechung ergeben sich die
folgenden Grundsatze:

Wird die offentliche Hand aufgrund eines privatrechtlichen
Vertrages tatig, ist sie ohne weiteres Unternehmer im Sinne
der Umsatzsteuer. Das erhaltene Entgelt ist daher umsatz-
steuerpflichtig, wenn keine Befreiung eingreift.

Wird die 6ffentliche Hand hoheitlich tatig, z.B. aufgrund eines
Verwaltungsaktes, handelt sie grundsatzlich nicht als Unter-
nehmer. Sie ist jedoch dann Unternehmer, wenn sie bei dieser
Tatigkeit in Wettbewerb zu privaten Unternehmern steht. Die
Behandlung als Nichtunternehmer ist nur dann zuldssig, wenn
dies nur zu unbedeutenden Wettbewerbsverzerrungen fiihren
wirde. Dies ist allgemein zu beurteilen, nicht bezogen nur auf
den ortlichen Markt.

Die Behandlung als Unternehmer kann fur die offentliche
Hand den Vorteil haben, dass ihr fir bezogene Lieferungen
oder Leistungen, die sie flir den Umsatz verwendet, der Vor-
steuerabzug zusteht.

In den Urteilen sah das Gericht den Betrieb einer Sport- und
Freizeithalle einer Gemeinde als umsatzsteuerpflichtig an,
soweit die Halle an private Vereine und andere Privatperso-
nen gegen Entgelt Gberlassen wurde. Hoheitlich, also nicht
umsatzsteuerpflichtig, war die Uberlassung an Schulen. Als
umsatzsteuerpflichtig wurde ferner die Uberlassung von Stell-
platzen in Tiefgaragen angesehen.

Vorsteuerabzug auch bei Betrug des Lieferanten

Eine umsatzsteuerliche Lieferung liegt vor, wenn der Lieferant
dem Kunden die Verfiigungsmacht an einem Gegenstand
verschafft. Dies ist in der Regel mit dem burgerlich rechtli-
chen Eigentumsubergang verbunden. Dies muss aber nicht
notwendigerweise der Fall sein. Eine Lieferung im umsatz-
steuerlichen Sinne kann auch vorliegen, wenn der Lieferant in
betrligerischer Absicht handelt. Er muss nicht Eigentimer des
gelieferten Gegenstandes gewesen sein. Auch ein Dieb kann
mit gestohlener Ware eine Lieferung bewirken. Es ist ferner
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Die Entfernungspauschale fiur Wege zwischen Wohnung und

Arbeitsstatte betragt 0,30 € pro Tag und Entfernungskilome-
ter. Grundsatzlich ist die kurzeste Stralkenverbindung zugrun-
de zu legen. Es kann jedoch eine langere Strecke angesetzt
werden, wenn diese offensichtlich verkehrsginstiger ist und
vom Arbeitnehmer regelmafig benutzt wird. Hierzu hat der
Bundesfinanzhof entschieden:

Ob eine andere StralRenverbindung als offensichtlich ver-
kehrsglinstiger einzustufen ist, hangt vom Einzelfall ab. Eine
StralRenverbindung ist verkehrsglnstiger, wenn der Arbeit-
nehmer auf dieser seine Arbeitsstatte trotz gelegentlicher
Verkehrsstorungen in der Regel schneller und plnktlicher er-
reicht. lhre Vorteilhaftigkeit muss auf der Hand liegen.

Es ist nicht in jedem Fall eine Zeitersparnis von mindestens
20 Minuten erforderlich, wie einige Finanzgerichte verlangt
hatten. Andernfalls kdnnte bei relativ kurzer Entfernung eine
verkehrsglinstigere Strecke nie angesetzt werden. Es kommt
vielmehr darauf an, in welchem Verhaltnis sich die Fahrzeit
verringert. Eine Fahrzeitverkiirzung unter 10 % spricht da-
fur, dass die langere Strecke nicht verkehrsginstiger ist.
Umgekehrt ist es bei grof3er Fahrzeitverkirzung. SchlieRlich
kénnen auch Streckenfiihrung, Schaltung von Ampeln u. A.
ausschlaggebend sein. Im Einzelfall kann trotz geringer oder
gar keiner Zeitersparnis eine langere Strecke verkehrsguns-
tiger sein. Eine langere verkehrsgiinstigere Strecke kann nur
berucksichtigt werden, wenn sie der Arbeitnehmer auch re-
gelmaRig benutzt. Eine nur mégliche, nicht benutzte, Strecke
bleibt aufler Betracht.



Besuch der Cebit als Werbungskosten

Die Kosten des Besuchs der Cebit kdnnen nicht deshalb vom
Abzug als Werbungskosten ausgeschlossen werden, weil der
Arbeitnehmer nicht nachweisen kann, die Teilnahme sei aus-
schlieBlich beruflich veranlasst. Ist eine Reise sowohl beruf-
lich wie privat veranlasst, sind die Reisekosten grundsatzlich
in Werbungskosten und nichtabsetzbare private Ausgaben
aufzuteilen. Wird ein Teil der Kosten von Dritten ibernom-
men, z.B. vom Arbeitgeber, spricht dies fir eine berufliche
Veranlassung. Die Hohe der privaten und beruflichen Kosten
hangt vom Einzelfall ab, unter Umsténden ist eine Schatzung
erforderlich. (Bundesfinanzhof)

Zuschlage fiir Sonn-, Feiertags- und Nachtarbeit

Zuschlage fir Arbeit an Sonn- und Feiertagen oder fiir Nacht-
arbeit sind nur steuerbefreit, wenn sie neben dem Grundlohn
fur die zu den beglnstigten Zeiten geleistete Arbeit gezahlt
worden sind. Dies setzt Einzelaufstellungen voraus. Es muss
betragsmaRig feststehen, dass die Zuschlage Lohn fiir be-
glnstigte Arbeitszeiten sind. Daran fehlt es, wenn Zuschlage
nur pauschal fir Arbeit an Sonn- und Feiertagen oder fir
Nachtarbeit bestimmt sind.

Pauschale Zuschlage sind nur beglnstigt, soweit sie nach
dem gemeinsamen Willen von Arbeitgeber und Arbeithehmer
als Abschlag oder Vorschuss auf eine spatere Einzelabrech-
nung gedacht sind. Diese Einzelabrechnung muss spatestens
vor Erstellung der jahrlichen Lohnsteuerbescheinigung zum
Jahresende oder beim Ausscheiden des Arbeitnehmers aus
dem Arbeitsverhaltnis gefertigt werden. (Bundesfinanzhof)

IMMOBILIENBESITZER

Erh6hungen der Grunderwerbsteuer

Seit dem 1.9.2006 kénnen die Bundeslander die Héhe der
Grunderwerbsteuer selbst festlegen. Bis dahin belief sie sich
bundeseinheitlich auf 3,5 %. Bemessungsgrundlage ist in der
Regel der Kaufpreis. Inzwischen haben zahlreiche Bundeslan-
der den Steuersatz erhoht. In Baden-Wirttemberg, Branden-
burg, Nordrhein-Westfalen und Thiiringen liegt er inzwischen
bei 5 %, in Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Saarland und
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Sachsen-Anhalt bei 4,5 %. In Rheinland-Pfalz und in Meck-
lenburg-Vorpommern wird der Satz auf 5 % erhoht, weitere
Bundeslander wollen dem folgen. In Berlin ist ebenfalls eine
Erhéhung von 4,5 % auf 5 % beschlossen worden. Vor 1983
belief sich der Steuersatz auf 7 %. Es gab jedoch zahlreiche
Befreiungen, rund 80 % der Falle waren befreit. Zur Vereinfa-
chung wurde daher ab 1983 der Steuersatz auf 2 % ermafigt
und die meisten Befreiungen wurden abgeschafft, was insge-
samt aufkommensneutral wirkte. Die Entwicklung geht wieder
in Richtung der urspriinglichen Héhe, jedoch ohne Wiederein-
fihrung der Befreiungen.

VEREINE

Anderungen beim Gemeinniitzigkeitsrecht

Ein neuer Erlass der Finanzverwaltung enthalt unter anderem
Anderungen, die fiir gemeinniitzige Vereine und andere ge-
meinnutzige Einrichtungen von Bedeutung sind. Wichtig sind
unter anderem:

Eine Einrichtung kann schon bisher als gemeinnitzig nur
dann anerkannt werden, wenn sie nicht in erster Linie ei-
genwirtschaftliche Zwecke verfolgt, z.B. gewerbliche oder
sonstige Erwerbszwecke. Bisher durften die steuerpflichti-
gen Tatigkeiten bei einer Gesamtbetrachtung der Einrichtung
»hicht das Geprage geben*“. Diese Bestimmung wurde gestri-
chen. Es wird aber daran festgehalten, dass eine zu starke
Ausrichtung auf Vermdgensverwaltung und wirtschaftliche
Geschéaftsbetriebe gemeinnutzigkeitschadlich ist, wenn diese
Tatigkeiten zum Selbstzweck werden. Diese Tatigkeiten sind
nur dann unschadlich, wenn sie um des steuerbegunstigten
Zwecks willen erfolgen, z.B. um Mittel fur den ideellen (ge-
meinnutzigen) Bereich zu beschaffen.

Eine gemeinnltzige Koérperschaft muss ihre Mittel grundsatz-
lich zeitnah fur ihre steuerbeginstigten Zwecke verwenden.
Die Einstellung in Riicklagen ist in bestimmten Grenzen zu-
I&ssig. So wurde bisher eine Rucklage fur Wiederbeschaffung
von Grundstiicken, Gebauden, Fahrzeuge u.A. in Hohe der
amtlichen AfA zugelassen. Dies wird nun eingeschrankt. So
muss eine Neuanschaffung des betreffenden Wirtschaftsguts
geplant sein und die Wiederbeschaffung muss mdglich sein.

Anderungen ergeben sich ferner zu folgenden Punkten:

Verfolgung gemeinnutziger Zwecke im Ausland

Kooperationen zwischen gemeinnutzigen Einrichtungen
» Weitergabe von Mitteln an andere Korperschaften
Anwendung der Mustersatzung

Zulassigkeit von Wettbewerb eines Zweckbetriebs mit nicht
begtinstigten Unternehmen

Anerkennung von Rettungsdienst und Krankentransport als
steuerfreie Zweckbetriebe

Zulassigkeit von Selbstversorgungsbetrieben



* Gemeinnutzigkeit von Wissenschafts- und Forschungsein-
richtungen

PRIVATBEREICH

Erbschaftsteuer fiir Lebensversicherungen

Erhalt nach dem Tod eines Erblassers ein Dritter (z.B. der
Lebenspartner) als Bezugsberechtigter die Versicherungs-
leistung, ist diese erbschaftsteuerpflichtig, wenn die Einset-
zung als Bezugsberechtigter eine freigebige Zuwendung ist,
der Bezugsberechtigte keine Gegenleistung erbracht hatte.
Haufig hat der Bezugsberechtigte die Beitrage an die Ver-
sicherung ganz oder teilweise selbst bezahlt. Bisher wurde
in der Zahlung der Beitrage durch den Bezugsberechtigten
in der Regel eine steuerpflichtige Schenkung an den Versi-
cherungsnehmer (Erblasser) gesehen. Der Anfall der Versi-
cherungsleistung beim Bezugsberechtigten war wiederum
steuerpflichtig als Zuwendung von Todes wegen. Es konnte
daher zweimal Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer entstehen.
Die Finanzverwaltung vertritt in den neuen Erbschaftsteuer-
richtlinien nun eine fur die Beteiligten glinstigere Auffassung:

Die Zahlung der Beitrage durch den Bezugsberechtigten ist
keine Schenkung. In Héhe des Anteils, zu dem der Bezugsbe-
rechtigte die Versicherungsbeitrage selbst entrichtet hatte, ist
der Anfall der Versicherungssumme bei ihm nicht erbschaft-
steuerpflichtig. Er hat jedoch die Hohe der von ihm getrage-
nen Versicherungsbeitrdge nachzuweisen, Zweifel gehen zu
seinen Lasten.

ALLE STEUERZAHLER

Neue hochstrichterliche Verfahren

Ist die Regelung Uber den Untergang des Verlustvortrags
einer GmbH nach Anteilsiibertragungen (Mantelkauf) verfas-
sungswidrig?

Hat ein Leiharbeitnehmer keine regelmaRige Arbeitsstatte,
auch wenn er faktisch stets bei dem gleichen Kunden einge-
setzt wird?

Kann eine Einsatzwechseltétigkeit auch dann noch vorlie-
gen, wenn ein Arbeitnehmer 19 Jahre denselben Einsatzort
hat?

Ist bei Gestellung eines Dienstwagens fur Fahrten zwischen
Wohnung und Arbeitsstatte, die Gestellung eines Fahrers
als zusatzlicher geldwerter Vorteil zu erfassen?

Sind Einkommensteuerschulden des Erblassers als Nach-
lassverbindlichkeit bei der Erbschaftsteuer absetzbar, soweit
sie dem Grunde nach im Jahr des Todes entstanden sind?

Sind Erstattungszinsen auch nach der Gesetzesanderung
durch das Jahressteuergesetz 2010 nicht steuerpflichtig?

Verschiedenes — kurz notiert

Fur die Abtretung von Steueranspriichen hat die Finanzver-
waltung einen neuen Vordruck veréffentlicht, auf dem die Ab-
tretung dem Finanzamt anzuzeigen ist.

Ein aus einer Gesellschaft burgerlichen Rechts ausgeschie-
dener Gesellschafter kann dessen ungeachtet fiir Gesell-
schaftschulden haften, wenn er nach auf3en hin weiterhin als
Gesellschafter aufgetreten ist.

Alle Beitrage sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung
kann trotz sorgfaltiger Bearbeitung nicht ibernommen werden. Zu den be-
handelten Themen wird gerne weitere Auskunft erteilt.

ZAHLUNGSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG

23 24 25 ﬂ 27 28

April 2012 10.04.2012 (13.04.2012 *
Mo Di Mi Do Fr Sa So
* Umsatzsteuer
1 (Monatszahler / Vierteljahreszahler)
* Lohnsteuer mit SolZ u. KiSt
2 3 4 > 6 8 (Monatszahler / Vierteljahreszahler)
26.04.2012
16 17 18 19 20 21 22 » Sozialversicherungsbeitrage
29

30

(*) Letzter Tag der Zahlungsschonfrist, nicht fir Bar- u. Scheckzahler. Zahlungen mit Scheck sind erst drei Tage nach dessen Eingang bewirkt.

04/2012

_6_



	GESETZGEBUNG
	Pläne zur Reform der Unternehmensbesteuerung
	EU-Richtlinie: Erleichterungen für „Kleinstunternehmen“
	Steuerfreie Überlassung von Smartphones

	UNTERNEHMER 
	Passivierung bei qualifiziertem Rangrücktritt
	Elektronische Rechnungen: Kontrollverfahren
	Kontierung elektronischer Eingangsrechnungen
	Nachweise für innergemeinschaftliche Lieferungen
	Umsatzsteuer bei öffentlicher Hand 
	Vorsteuerabzug auch bei Betrug des Lieferanten

	ARBEITGEBER UND -NEHMER 
	Pändlerpauschale: Verkehrsgünstigere Strecke
	Besuch der Cebit als Werbungskosten
	Zuschläge für Sonn-, Feiertags- und Nachtarbeit

	IMMOBILIENBESITZER 
	Erhöhungen der Grunderwerbsteuer

	VEREINE
	Änderungen beim Gemeinnützigkeitsrecht

	PRIVATBEREICH 
	Erbschaftsteuer für Lebensversicherungen

	ALLE STEUERZAHLER 
	Neue höchstrichterliche Verfahren
	Verschiedenes – kurz notiert




